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Maßnahmen in der Fläche zur Verringerung diffuser Stoffeinträge in Gewässer
Dr. Werner Ambros

1. Einleitung

Die EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) verfolgt einen flächendeckenden Ansatz und fordert die Mitgliedstaaten auf, innerhalb von 15 Jahren einen guten Zustand der Oberflächengewässer und des Grundwassers zu erreichen. Obwohl in den vergangenen Jahren von Seiten der Landwirtschaft erhebliche Anstrengungen zur Verminderung der diffusen Stoffeinträge in die Gewässer unternommen wurden und erste Erfolge auch sichtbar sind, sind vor allem in Problemregionen weitergehende Maßnahmen notwendig, um die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie zu erreichen.

Aus Sicht der Landwirtschaft kommt es darauf an, die als wirksam erkannten Maßnahmen in ein Gesamtkonzept einzubinden, das es ermöglicht,

-
zum einen die angestrebten Ziele des Gewässerschutzes zu erreichen und

-
zum anderen die landwirtschaftlichen Betriebe im Wettbewerb gegenüber Betrieben in anderen EU-Mitgliedstaaten nicht zu benachteiligen.

2.
Agrarpolitisches Maßnahmenkonzept zur Verringerung diffuser Stoffeinträge

Ziel der neuen Agrarpolitik der Bundesregierung ist eine nachhaltige Landwirtschaft, die gesunde und qualitativ hochwertige Lebensmittel erzeugt und gleichzeitig die natürlichen Ressourcen und ihre Funktionsfähigkeit für heutige und nachfolgende Generationen erhält. Diese Zielsetzung beinhaltet auch , dass umweltbelastende Stoffverluste, insbesondere Pflanzenschutzmittel- und Nitrateinträge in Gewässer sowie Ammoniakemissionen soweit wie möglich vermieden werden. Die Umsetzung der neuen Agrarpolitik soll mit Hilfe folgender Instrumente erfolgen:

2.1
Agrarmarkt- und Preispolitik

Bereits die Agrarreform von 1992 brachte eine teilweise Abkehr von der Produktpreisstützung hin zu Flächenprämien. Gleichzeitig wurde mit der Förderung umweltgerechter landwirtschaftlicher Produktionsverfahren – mit den so genannten Agrarumweltmaßnahmen – begonnen. Mit der AGENDA 2000 erfolgte eine stärkere Marktorientierung und Hinwendung zur Qualitätserzeugung; zudem erfolgte eine weitere Entkoppelung der Beihilfen von der Produktion.

Als so genannte zweite Säule der Agrarpolitik wurde die Politik auf eine integrierte ländliche Entwicklung ausgerichtet. Sie beinhaltet u.a. die Förderung von Agrarumweltmaßnahmen. Diese auch für den Gewässerschutz positive Entwicklung soll konsequent weitergeführt werden. Die neue Politik des BMVEL ist ausgerichtet auf,

· eine weitere Entkoppelung der Prämien von der Produktion zu erreichen (Alternativen z. B.: Grünlandprämie, Umlegung der Tierprämien auf die gesamte Futterfläche), zudem sollen Direktzahlungen an die gute fachliche Praxis gebunden werden (cross compliance);

· den Ausbau der so genannten zweiten Säule der Agrarpolitik (Entwicklung des ländlichen Raums, Agrarumweltmaßnahmen). Sie soll zu einem zentralen Element der gemeinsamen Agrarpolitik weiterentwickelt werden. Konkret bedeutet das, dass durch Modulation eines Teils der Direktzahlungen deutlich mehr Finanzmittel für Agrarumweltmaßnahmen und die Entwicklung des ländlichen Raums umgeschichtet werden sollen.

Langfristig wird eine möglichst einheitlich gestaltete Basisprämie für die bäuerliche Landwirtschaft angestrebt, mit der die Leistungen der Land- und Forstwirtschaft für die Pflege der Kulturlandschaft entgolten werden können. Diese angestrebte Weiterentwicklung der EU-Agrarmarkt- und Preispolitik wird die Intensität der landwirtschaftlichen Erzeugung insgesamt und dadurch das Gefährdungspotenzial für die Gewässer deutlich verringern.

2.2
Agrarförderung
Die Agrarförderung soll die Entwicklung einer nachhaltigen Landwirtbewirtschaftung entscheidend vorantreiben. Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ – sie ist das wichtigste nationale Förderinstrument – wurde bereits in diese Richtung weiterentwickelt. Der Rahmenplan 2002 sieht folgende, auch für den Gewässerschutz bedeutsame Änderungen der Fördergrundsätze vor:

· Beschränkung der einzelbetrieblichen Investitionsförderung auf eine artgerechte und flächengebundene Tierhaltung (Höchstviehbesatz 2 GV/ha);

· Deutliche Erhöhung der Prämien für die Umstellung und Beibehaltung des ökologischen Landbaus;

· Verbesserung der Förderung für die Verarbeitung und Vermarktung ökologischer und regionaler Produkte;

· Förderung umweltentlastender Maschinen (z.B. moderne Technik zur  Gülleausbringung);

· Einführung der Modulation ab 2003. Die Direktzahlungen sollen um 2% gekürzt werden bei einem Freibetrag von 10 000 DM je Betrieb. Die frei werdenden EU-Gelder (54 Mio. Euro) sowie die erforderlichen nationalern Kofinanzmittel (31 Mio. Euro) sollen primär für Agrarumweltmaßnahmen eingesetzt werden. Eine Entscheidung über die Einzelmaßnahmen steht noch aus. Hier muss darauf geachtet werden, dass Maßnahmen zum Schutz der Gewässer in die Förderung einbezogen werden.

Über die Gemeinschaftsaufgabe hinaus haben die Länder die Möglichkeit im Rahmen der Programme zur Entwicklung des ländlichen Raums Fördermittel der EU auch für den Gewässerschutz zu erhalten. Eine EU-Kofinanzierung (50%) ist z.B. für die Förderung des Zwischenfruchtanbaus, Umwandlung von Acker- in Grünland, Uferrandstreifen und Flächenerwerb zum Grundwasserschutz möglich. Diese Möglichkeiten werden von den Ländern bisher nur vereinzelt genutzt.

2.3
Ordnungsrecht
Ordnungsrechtliche Maßnahmen im landwirtschaftlichen Fachrecht konzentrieren sich auf die Bereiche Pflanzenschutz und Düngung. Sie dienen der Abgrenzung der guten fachlichen Praxis und damit den Anforderungen, die jeder Landwirt ohne Förderung oder finanziellen Ausgleich zu erfüllen hat. Nur darüber hinausgehende Anforderungen können nach EU-Recht gefördert werden.

Bei der Abgrenzung der guten fachlichen Praxis wurden in den 90er Jahren deutliche Fortschritte erreicht.

Im Bereich des Pflanzenschutzes kam es zu umfangreichen Verboten bestimmter gefährlicher Wirkstoffe und zu weitreichenden Anwendungsauflagen; die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln wurde verschärft. BMVEL verfolgt derzeit eine Strategie der größtmöglichen Reduzierung des Einsatzes von chemisch-synthetischen Pflanzenschutzmitteln. Die Entwicklung hin zu neuen sparsamen Technologien und zu Pflanzenschutzmitteln mit verbesserten Eigenschaften und zielgenauerer Wirkung wird unterstützt. Um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, müssen die gemeinschaftlichen Regelungen für die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln schnellstmöglich in allen Mitgliedstaaten zur Anwendung kommen.

Im Bereich der Düngung wird derzeit an einer Überprüfung der Düngeverordnung aus dem Jahre 1996 gearbeitet. Ziel ist es,

· die noch notwendigen Anpassungen an das EU-Recht vorzunehmen (Verminderung der Höchstmenge für Dung auf Grünland von derzeit 210 kg/ha/Jahr auf 170 kg, Überarbeitung der Ammoniakverlustregelung),

· den Vollzug der Düngeverordnung zu erleichtern und

· die Effizienz der Verordnung durch Beseitigung von fachlichen Schwachstellen insgesamt zu verbessern.

Die Düngeverordnung definiert die gute fachliche Praxis bundesweit für alle landwirtschaftlichen Betriebe und beeinflusst die Wettbewerbsfähigkeit insbesondere der tierhaltenden Betriebe entscheidend. Sie muss sich im Wesentlichen an der korrekten Umsetzung der EU-Nitratrichtlinie orientieren. Weitergehende Anforderungen des Gewässerschutzes sollten allein aus Wettbewerbsgründen nicht mit ordnungsrechtlichen Maßnahmen sondern mit anderen Instrumenten (Förderung, Beratung, Kooperation) verfolgt werden.

2.4
Kooperation/Beratung
Bei der Einführung einer Gewässer schonenden Landbewirtschaftung haben sich kooperative Ansätze bestens bewährt. Dies gilt vor allem für Kooperationen zwischen der Landwirtschaft und der Wasserwirtschaft. Vielerorts ist es den Kooperationen gelungen, die von der WRRL geforderte Trendumkehr bei der Nitrat- und Pflanzenschutzmittelbelastung schon jetzt zu erreichen und eine gute Qualität wieder herzustellen. Kooperationen in Wasserschutzgebieten könnten Vorbild sein für Flussgebietskooperationen, in denen Landwirtschaft und Wasserwirtschaft gemeinsam Problemlösungen erarbeiten. So könnten mit der Landwirtschaftsseite abgestimmte Maßnahmenprogramme aufgestellt und damit ein entscheidender Beitrag zum Erreichen der Ziele der Richtlinie geleistet werden.

3.
Fazit

Die an die Landwirtschaft gerichteten Anforderungen der WRRL lassen sich am ehesten durch eine Kombination von Instrumenten und Maßnahmen erreichen. Grundlegende Veränderungen der Markt- und Preispolitik werden für eine insgesamt Gewässer verträglichere Landbewirtschaftung sorgen und darüber hinaus die notwendigen finanziellen Mittel freisetzen zur gezielten Förderung von Agrarumweltmaßnahmen. Defizite im Ordnungsrecht sind zu beheben, d.h. EU-Recht ist vollständig umzusetzen und Vollzugsdefizite sind zu beseitigen. Das Ordnungsrecht ist aber allein aus Wettbewerbsgründen nicht geeignet, alle Probleme des Gewässerschutzes zu beheben. Vielmehr muss ausreichend Spielraum bleiben für Fördermaßnahmen und kooperativen Gewässerschutz entsprechend dem erfolgreichen Vorbild der Kooperationen in Wasserschutzgebieten.
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